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3 3 5 . Bundesgesetz: Änderung des Pyhrn Autobahn-Finanzierungsgesetzes
(NR: GP XIV RV 888 AB 924 S. 98. BR: AB 1861 S. 378.)

3 3 6 . Bundesgesetz: Zeichnung von zusätzlichen Kapitalanteilen bei der Internationalen Finanz-
Corporation
(NR: GP XIV RV 893 AB 928 S. 98. BR: AB 1862 S. 378.)

3 3 7 . Bundesgesetz: Änderung des Wohnungsverbesserungsgesetzes
(NR: GP XIV RV 877 AB 952 S. 99. BR: AB 1859 S. 378.)

3 3 8 . Bundesgesetz: Änderung der Verordnung über die Errichtung und den Betrieb von Rund-
funk- und Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen
(NR: GP XIV IA 57/A und 97/A AB 958 S. 99. BR: AB 1858 S. 378.)

3 3 5 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1978,
mit dem das Pyhrn Autobahn-Finanzierungs-

gesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Pyhrn Autobahn-Finanzierungsgesetz,
BGBl. Nr. 479/1971, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 640/1975 wird wie folgt ge-
ändert:

1. Der Abs. 1 des § 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bund hat die Herstellung, Erhaltung
und Finanzierung der im Bundesstraßengesetz
1971, BGBl. Nr. 286, im Verzeichnis 1 über Bun-
desstraßen A (Bundesautobahnen) unter A 9 an-
geführten Pyhrn Autobahn

a) in der Strecke von Traboch bis Friesach,
b) in der Strecke von Spital/Pyhrn bis zum

Knoten Selzthal,
c) in der Strecke von Windischgarsten bis

Spital/Pyhrn
sowie die Herstellung und Finanzierung

d) in den Strecken von Rottenmann/Süd bis
Gaishorn und von Friesach bis Graz/Nord

einschließlich der in ihrem Zuge befindlichen
Tunnel, Brücken und sonstigen zur Autobahn
gehörigen Anlagen einer Aktiengesellschaft zu
übertragen."

2. § 4 hat zu lauten:

„§ 4. Die Übertragungen und Überlassungen
gemäß § 1 Abs. 1 und § 3 haben zur Vorausset-
zung, daß

a) die Höhe des Grundkapitals der Aktien-
gesellschaft mit mindestens 720 Mill. S be-
stimmt ist,

b) von diesem Grundkapital der Bund Aktien
im Nennwert von 432 Mill. S, das Bundes-
land Steiermark Aktien im Nennwert von
229 Mill. S und das Bundesland Oberöster-
reich Aktien im Nennwert von 59 Mill. S
übernehmen,

c) die Bundesländer Steiermark und Ober-
österreich sich gegenüber der Aktiengesell-
schaft für die Jahre 1977 bis 1991 zur Lei-
stung nicht rückzahlbarer Zuschüsse ver-
pflichten, die für das Bundesland Steier-
mark 30,5 Mill. S und für das Bundesland
Oberösterreich 12,2 Mill. S jährlich betra-
gen,

d) das Bundesland Steiermark sich gegenüber
der Aktiengesellschaft für die Jahre 1978
bis 1983 weiters zur Leistung nicht rück-
zahlbarer Zuschüsse für die Strecken ge-
mäß § 1 Abs. 1 lit. d von jährlich
68 Mill. S sowie im Falle der Erhöhung
der Gesamtkosten dieser Strecken von
2 820 Mill. S zu einer Erhöhung dieser Zu-
schüsse und seines diesen Strecken zuge-
ordneten Anteils am Grundkapital von
68 Mill. S um den gleichen Hundertsatz
verpflichtet,

e) die Satzung der Aktiengesellschaft deren
Organe verpflichtet, Anweisungen des Bun-
desministers für Bauten und Technik ge-
mäß § 1 Abs. 3 zu befolgen und Auskünfte
zu erteilen, sowie Finanzierungsmaßnah-
men nur mit Zustimmung des Bundesmi-
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nisters für Finanzen als Vertreter des Haf-
tungsträgers Bund gemäß § 5 vorzuberei-
ten und abzuschließen,

f) im Falle der Erhöhung des Haftungsrah-
mens, je an Kapital und an Zinsen und
Kosten, von 4 920 Mill. S bzw. 3 720 Mill. S
(§ 5 Abs. 2 lit. a) das Bundesland Steier-
mark und im Falle der Erhöhung des Haf-
tungsrahmens von 750 Mill. S bzw.
3 720 Mill. S (§ 5 Abs. 2 lit. a) das Bun-
desland Oberösterreich sich verpflichten,
die Zuschüsse gemäß lit. c um den gleichen
Hundertsatz zu erhöhen."

3. In § 5 Abs. 2 hat lit. a zu lauten:

„a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung, je an Kapital und
an Zinsen und Kosten, für die Strecke ge-
mäß § 1 Abs. 1 lit. a 4 920 Mill. S, für die
Strecke gemäß § 1 Abs. 1 lit. b 3 720 Mill. S,
für die Strecke gemäß § 1 Abs. 1 lit. c
750 Mill. S und für die Strecken gemäß § 1
Abs. 1 lit. d 2 010 Mill. S nicht übersteigt;"

4. In § 5 Abs. 2 hat lit. f zu lauten:

„f) eine Kreditoperation gemäß Abs. 1 die zu
dem auf die jeweilige Betriebaufnahme der
Strecken gemäß § 1 Abs. 1 folgenden Jah-
resende aushaftende Summe der aufge-
nommenen Anleihen, Darlehen und sonsti-
gen Kredite zuzüglich der aushaftenden
Zinsen nicht erhöht;"

5. In § 5 Abs. 2 wird als neue lit. g angefügt:

„g) die Laufzeit der Kreditoperationen gemäß
Abs. 1 nicht nach dem 31. Dezember 2010
endet."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich des Art. I Z. 1 der Bundesminister
für Bauten und Technik, hinsichtlich Art. I Z. 2
bis 5 der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lanc Moser

336 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1978 über
die Zeichnung von zusätzlichen Kapitalan-
teilen bei der Internationalen Finanz-Cor-

poration

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundespräsident oder ein von
ihm dazu bevollmächtigter Vertreter wird er-
mächtigt, namens der Republik Österreich bei
der Internationalen Finanz-Corporation 4 531
Kapitalanteile in Höhe von je 1000 US-Dollar
zu zeichnen.

(2) Die Vorsorge für die finanzielle Bedeckung
trifft der Bundesminister für Finanzen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lanc

337 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1978,
mit dem das Wohnungsverbesserungsgesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Wohnungsverbesserungsgesetz, BGBl.
Nr. 426/1969, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 337/1971, BGBl. Nr. 268/1972, BGBl.
Nr. 369/1973, BGBl. Nr. 447/1974 und BGBl.
Nr. 367/1975 wird wie folgt geändert:

1. Dem Abs. 1 des § 1 sind zwei neue Sätze
anzufügen; diese haben zu lauten:

„Die Förderung von energiesparenden Maßnah-
men gemäß Absatz 3 ist ferner an Objekten zu-
lässig, für die die behördliche Baubewilligung
vor dem 1. Jänner 1974 erteilt wurde. Die För-
derung des Anschlusses von Zentralheizungsan-
lagen an Fernwärme ist auch hinsichtlich von
Objekten zulässig, für die die behördliche Bau-
bewilligung zu einem späteren Zeitpunkt erteilt
wurde."

2. In der lit. e des § 1 Abs. 2 ist das Wort
„und" durch einen Beistrich zu ersetzen; die
lit. f und die neu anzufügenden lit. g und h
haben zu lauten:

„f) Maßnahmen, die eine dem jeweiligen Stand
der Technik entsprechende Erhöhung des
Schall- und Wärmeschutzes bewirken, wie
die Verbesserung der Schall- und Wärme-
dämmung von Fenstern, Außentüren,
Außenwänden, Dächern, Kellerdecken und
obersten Geschoßdecken,

g) Maßnahmen, die die Verminderung des
Energieverlustes und des Energieverbrau-
ches von Zentralheizungs- und Warm-
wasseranlagen bewirken und

h) Maßnahmen, die den Wohnbedürfnissen
von Behinderten und alten Menschen
dienen, wie die Beseitigung architektoni-
scher Barrieren oder behindertenfreund-
liche Maßnahmen im Zusammenhang mit
Verbesserungen nach lit. a."

3. Im § 1 sind nach dem Abs. 2 zwei neue
Abs. 3 und 4 einzufügen; der Abs. 3 erhält die
neue Absatzbezeichnung „(5)"; die neuen Abs. 3
und 4 haben zu lauten:
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„(3) Die Länder haben bei der Gewährung der
Förderung insbesondere vorzusehen, daß bei Ver-
besserungen auf Maßnahmen Bedacht genommen
wird, die einen wirtschaftlichen Energieverbrauch
oder eine Verminderung des Energieverlustes
gewährleisten oder der Senkung des Wärme-
bedarfes dienen.

(4) Bei der Gewährung der Förderung ist vor-
züglich auf Verbesserungen zur Beseitigung von
Mängeln im Sinne des § 3 Z. 10 des Stadter-
neuerungsgesetzes, BGBl. Nr. 287/1974, und
gemäß Abs. 2 lit. f und g Bedacht zu nehmen."

4. Der Abs. 1 des § 4 hat zu lauten:

„(1) Die Leistungen des Bundes bestehen je
zur Hälfte aus Haushaltsmitteln des Bundes und
aus Rückflüssen (Tilgungs- und Zinsenbeträgen)
aus den Fondshilfemaßnahmen nach dem Wohn-
haus-Wiederaufbaugesetz, BGBl. Nr. 130/1948,
und dem Bundesgesetz betreffend Ausgestaltung
des Staatlichen Wohnungsfürsorgefonds zu einem
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, BGBl.
Nr. 252/1921. Zu diesem Zweck haben die Wohn-
baufonds den entsprechenden Betrag bis Ende
Jänner der Jahre 1970 bis einschließlich 1992
an den Bund abzuführen."

5. Im § 4 Abs. 2 und 3 treten an Stelle der
Jahresbezeichnungen „1989" die Jahresbezeich-
nungen „1992".

6. Der Abs. 4 des § 4 hat zu lauten:

„(4) Die Leistungen des Bundes gemäß Abs. 1
betragen für das Jahr 1970 20 Mill. S, 1971
40 Mill. S, 1972 60 Mill. S, 1973 80 Mill. S, 1974
100 Mill. S, 1975 120 Mill. S, 1976 140 Mill. S,
1977 160 Mill. S, 1978 180 Mill. S, 1979
200 Mill. S, 1980 220 Mill. S und 1981
240 Mill. S. Die Leistungen des Bundes für die
Jahre 1982 bis 1992 richten sich nach den Zu-
weisungen gemäß Abs. 2 und 3."

7. Der Abs. 2 des § 5 hat zu lauten:

„(2) Insoweit ein Land die im Abs. 1 vorge-
sehenen Bedingungen oder die sonstigen Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes und der
dazu erlassenen Verordnungen nicht einhält, hat
es die Bundesmittel oder den entsprechenden
Anteil davon auf Grund eines vom Bundes-
minister für Bauten und Technik beim Bundes-
minister für Finanzen gestellten Antrages auf
Verlangen des letztgenannten Bundesministers
binnen sechs Monaten dem Bund zurückzuer-
statten. Das gleiche gilt für die Bundesmittel, die
nicht gemäß § 6 verwendet werden. Der Bund
hat diese Mittel zu gleichen Teilen dem Wohn-
haus-Wiederaufbaufonds und dem Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds zur Verwendung ge-
mäß § 36 Abs. 4 des Wohnbauförderungsgeset-
zes 1968, BGBl Nr. 280/1967, in der Fassung

des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 232/1972 abzu-
führen."

8. Im § 6 Abs. 1 tritt an Stelle der Jahres-
bezeichnung „1978" die Jahresbezeichnung
„1981".

9. Im § 6 a Abs. 1 tritt an Stelle der Jahres-
bezeichnung „1978" die Jahresbezeichnung
„1981".

10. Der § 6 c hat zu lauten:
„§ 6 c. Die Landesregierung hat zu jenem

Teil des Wohnungsaufwandes, der für die nach
diesem Bundesgesetz geförderten Klein- oder
Mittelwohnungen für die Kosten der Verbesse-
rung zu leisten ist, einen Zuschuß (Wohnbei-
hilfe) mit Bescheid zu gewähren. Auf die Ge-
währung der Wohnbeihilfe sind Bestimmungen
des § 15 des Wohnbauförderungsgesetzes 1968
unter Bedachtnahme auf dessen § 23 Z. 1 sinn-
gemäß anzuwenden."

11. Der Abs. 1 des § 8 hat zu lauten:
„(1) Die Länder haben über die widmungs-

gemäße Verwendung der Förderungsmittel nach
diesem Bundesgesetz für jedes Jahr, längstens
bis 31. März des folgenden Jahres, dem Bundes-
minister für Bauten und Technik einen Bericht
zu erstatten. Dem Bericht ist eine Aufstellung
über die Förderungsmaßnahmen einschließlich
von Daten über ihre energiewirtschaftlichen
Auswirkungen anzuschließen."

12. Der Abs. 1 des § 9 hat zu lauten:
„(1) Begehren auf Gewährung einer Förde-

rungsmaßnahme nach diesem Bundesgesetz kön-
nen bis 30. September 1981 bei dem nach der
Lage der zu fördernden Baulichkeit zuständigen
Amt der Landesregierung eingebracht werden."

13. Im § 9 Abs. 2 ist ein neuer zweiter Satz
einzufügen; dieser hat zu lauten:

„Bei Verbesserungen, die einen wirtschaft-
lichen Energieverbrauch gewährleisten sollen
(§ 1 Abs. 3), ist eine Berechnung anzuschließen,
in der die Kosten der Verbesserung der zu er-
wartenden Kostenminderung auf Grund der
Einsparung an Energie gegenübergestellt wer-
den; hiebei sind die Kosten der Heizungsan-
lagen und für Maßnahmen zur Verbesserung
der Wärmedämmung getrennt anzuführen."

14. Der Abs. 1 des § 10 hat zu lauten:
„(1) Vor Erledigung der Begehren auf Ge-

währung der Förderung (§§ 6 und 6 a) hat die
Landesregierung die Gemeinde, in deren Bereich
das Wohnhaus gelegen ist, und den dazu beru-
fenen Wohnbauförderungsbeirat anzuhören."

15. Der Abs. 2 des § 10 hat zu lauten:

„(2) Die Landesregierung hat die Begehren
innerhalb von sechs Monaten schriftlich zu erle-
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digen, wobei jedoch Begehren, die Verbesserun-
gen zur Beseitigung von Mängeln im Sinne des
§ 3 2. 10 des Stadterneuerungsgesetzes oder
eine Verbesserung gemäß § 1 Abs. 2 lit. f und g
zum Gegenstand haben, ohne Aufschub zu er-
ledigen sind. Im Falle der aufrechten Erledigung
des Begehrens hat die Landesregierung dem
Förderungswerber eine Zusicherung über die Ge-
währung der Förderung zu erteilen. Im Falle
der Ablehnung ist eine Begründung anzugeben.
Mit der schriftlichen Zusicherung erwirbt der
Förderungswerber einen Anspruch auf die För-
derung."

16. Der Abs. 3 des § 10 hat zu lauten:

„(3) Das Land hat in die schriftliche Zusiche-
rung Bedingungen und Auflagen aufzunehmen,
die der Sicherung der Einhaltung der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes, insbesondere
seines § 1 Abs. 3, und der dazu erlassenen Ver-
ordnungen sowie des diesem Bundesgesetz zu-
grunde liegenden Förderungszweckes dienen.
Überdies sind in der Zusicherung angemessene
Fristen für die Ausführung vorzusehen; hiebei
ist insbesondere darauf Bedacht zu nehmen, daß
die Verbesserungsarbeiten während der Monate
November bis März durchgeführt werden, so-
weit dies wirtschaftlich vertretbar und technisch
und rechtlich durchführbar ist."

Artikel II

(1) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes richtet sich unter Bedachtnahme
auf Art. III des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 367/
1975 nach § 16 Abs. 2 des Wohnungsverbesse-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 426/1969, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 268/1972.

(2) Die Zuständigkeit zur Erlassung von
Durchführungsverordnungen und zur Wahr-
nehmung der Rechte des Bundes nach Art. 15
Abs. 8 B-VG richtet sich unter Bedachtnahme
auf Art. III des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 367/
1975 nach § 16 Abs. 3 des Wohnungsverbesse-
rungsgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 447/1974.

Kirchschläger
Kreisky Moser Lanc Broda

3 3 8 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1978,
mit dem die Verordnung über die Errichtung
und den Betrieb von Rundfunk- und Fern-
sehrundfunk-Empfangsanlagen geändert wird

Der Nationalität hat beschlossen:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom 23. No-
vember 1965 über die Errichtung und den Betrieb
von Rundfunk- und Fernsehrundfunk-Empfangs-
anlagen, BGBl. Nr. 333/1965, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 371/1967, BGBl.
Nr. 76/1968, BGBl. Nr. 420/1968 und BGBl.
Nr. 14/1969 und der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 267/1972 und BGBl. Nr. 345/1977 wird wie
folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 1 ist das Zitat „( § 8 Abs. 3)"
durch das Zitat „(§ 8 Abs. 4)" zu ersetzen.

2. Im § 8 hat der Abs. 2 wie folgt zu lauten:

„(2) Auf Grund einer unbefristeten Hauptbe-
willigung dürfen an dem darin angegebenen
Standort mehrere, und zwar

a) 70 von 100 der vorhandenen Rundfunk-
bzw. Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen in
Gästezimmern von gewerblichen Beher-
bergungsbetrieben und

b) sämtliche vorhandenen Rundfunk- bzw.
Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen in Hei-
men für ältere Menschen und in An-
stalten für die Rehabilitation oder Pflege
von Behinderten,

errichtet und betrieben werden.

3. Im § 8 erhalten die bisherigen Abs. 2 und 3
die neue Bezeichnung Abs. 3 und 4.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Verkehr betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lausecker


